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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Verlängerung 
von Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen zur Durchführung des Körperschaft- 
steuergesetzes und des Gewerbesteuergesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 166. Sitzung am 23. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, daß 
das Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Kheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über die Verlängerung von Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen zur Durchführung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes und des Gewerbesteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Körperschaftsteuer 

In § 23 a Abs. 1 Ziff. 1 des Körperschaft- 
steuergesetzes in der Fassung vom 21. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 467) werden 
die Worte „für die Veranlagungszeiträume 
1955 und 1956“ durch die Worte „für die 
Veranlagungszeiträume 1957 bis 1960“ er- 
setzt. 

Artikel 2 

Gewerbesteuer 

In § 35 c Ziff. 1 des Gewerbesteuergesetzes 
in der Fassung vom 21. Dezember 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 473) werden die Worte „für 


die Erhebungszeiträume 1955 und 1956“ 
durch die Worte „für die Erhebungszeiträume 
1957 bis 1960“ ersetzt. 

Artikel 3 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


§ 23 a Abs. 1 Ziff. 1 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes und § 35 c Ziff. 1 des Gewerbesteuer- 
gesetzes ermächtigen die Bundesregierung, 
mit Zustimmung des Bundesrates zur Durch- 
führung der bezeichneten Gesetze bestimmte 
Rechtsverordnungen zu erlassen, beschränken 
aber die Ermächtigungen auf die Veranla- 
gungszeiträume bzw. Erhebungszeiträume 
1955 bis 1956. Damit die geltenden Durch- 
führungsverordnungen — die Körperschaft- 
steuer-Durchführungsverordnung (KStDV 
1955) vom 23. Dezember 1955 (BGBl. I 
S. 853) und die Gewerbesteuer-Durchfüh- 


rungsverordnung (GewStDV 1955) vom 
24. März 1956 (BGBl. I S. 152) — weiter in 
Kraft bleiben und, soweit erforderlich, er- 
gänzt und geändert werden können, ist eine 
Verlängerung der bezeichneten Ermächtigun- 
gen erforderlich. Die im Entwurf vorgesehene 
Verlängerung für die Veranlagungszeiträume 
bzw. Erhebungszeiträume 1957 bis 1960 ent- 
spricht der Rechtslage, wie sie bei der Ein- 
kommensteuer nach dem Gesetz zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes und des Körper- 
schaftsteuergesetzes vom 5. Oktober 1956 
(BGBl. I S. 781) bereits besteht. 
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